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21. Offene Fragen, rechtliche Risiken und zusätzliche Kosten: 
Was hat die Neuordnung der Hochschulmedizin für 
Forschung und Lehre gebracht? 
 

Die Stärkung der Belange von Forschung und Lehre im UKSH 
war eines der erklärten Hauptziele der Hochschulgesetznovelle 
von 2017. Angesichts zahlreicher Unklarheiten bei der Umset
zung der neuen Regelungen ist allerdings fraglich, ob dieses Ziel 
erreicht werden konnte. 
 
Die Aufgaben, die von den für Forschung und Lehre zuständigen 
Vorstandsmitgliedern im UKSH wahrzunehmen sind, sind nicht 
eindeutig. Das vom Gesetz vorgesehene Nebeneinander von 
Vorstands- und Hochschulämtern stellt die handelnden Akteure 
und Institutionen vor schwierige Abgrenzungserfordernisse bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Inkonsistente Regelungen 
schaffen Rechtsunsicherheit und Haftungsrisiken. 

 
21.1 Gesetzesnovelle 2017: Forschung und Lehre in der klinischen Medi

zin in Kiel und Lübeck stärken 
 
Ein Medizinstudium ist in Schleswig-Holstein an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel (Universität Kiel) und der Universität zu Lübeck (Univer
sität Lübeck) möglich. An den ersten, eher theoretisch ausgelegten 
Abschnitt des Studiums (Vorklinik) schließt sich dabei ein zweiter, bereits 
sehr viel praktischer ausgerichteter Teil der Ausbildung an. Dieser kli-
nische Teil des Medizinstudiums findet in Schleswig-Holstein an den bei
den Standorten des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) in 
Kiel und Lübeck statt. 
 
Forschung und Lehre (FuL) sind in den klinischen Fächern der Medizin 
ohne die Praxis der Krankenversorgung nicht denkbar. Die sinnvolle orga
nisatorische Verzahnung beider Bereiche ist allerdings nicht zuletzt auf
grund des schwierigen rechtlichen Rahmens eine Herausforderung. So 
erfordert das europäische Beihilferecht auf der Ebene der Finanzen einer
seits eine strikte Trennung, um Quersubventionierungen zwischen Kran
kenversorgung und FuL auszuschließen. Andererseits ist es verfassungs
rechtlich geboten, dass die an den Hochschulen tätigen Wissenschaftler 
auch auf wissenschaftsrelevante Entscheidungen in der Krankenversor
gung Einfluss nehmen können.1 Dies wiederum erfordert ein enges 
Zusammenwirken. Wie dieses Zusammenwirken optimal organisiert wer
den kann, ist seit langem Gegenstand der Diskussion. 

  

                                                      
1  BVerfG, Beschluss vom 24.06.2014 - 1 BvR 3217/07. 
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An den bestehenden Strukturen der Hochschulmedizin in Schleswig-
Holstein hatten bereits 2011 sowohl der Wissenschaftsrat als auch der 
LRH Kritik geübt.1 Mit dem 2017 in Kraft getretenen „Gesetz zur Neuord
nung der Hochschulmedizin“2 hat der Landesgesetzgeber die damaligen 
Empfehlungen aufgriffen. Durch Schaffung zweier standortbezogener 
Campuszentren als rechtlich unselbständige Anstalten in Kiel und Lübeck 
sollten die beiden UKSH-Standorte unabhängiger und flexibler werden. 
Vor allem aber sollten FuL innerhalb des UKSH gestärkt werden.3 
 
Um dieses Ziel umzusetzen, wurden 2017 mit dem novellierten Hoch
schulgesetz (HSG) 2 neue Vorstandsposten geschaffen. Seitdem sind der 
Dekan der medizinischen Fakultät an der Universität Kiel (Dekan MF Kiel) 
und der Vizepräsident für Medizin an der Universität Lübeck (VP Medizin 
Lübeck) als Mitglied im erweiterten UKSH-Vorstand für FuL zuständig. 
Zugleich nehmen beide auch Leitungsfunktionen an den Campi des UKSH 
in Kiel und Lübeck wahr. 
 
Der LRH hat die Umsetzung der Neuregelung 2017 vor allem im Hinblick 
auf die vom Gesetzgeber verfolgten Ziele geprüft. Dabei ist deutlich 
geworden: Insbesondere bei der Wahrnehmung der Aufgaben durch die 
neuen für FuL zuständigen Vorstandsmitglieder (FuL-Vorstände) sind 
wichtige Fragen ungeklärt. Zwar hat sich in der Praxis mittlerweile eine 
gewisse Routine herausgebildet, es ist aber unklar, ob diese tatsächlich 
den Intentionen des Gesetzgebers entspricht. Das HSG muss an mehre
ren Stellen nachgeschärft werden, um Klarheit zu schaffen. 
 

21.2 Campusdirektionen bisher ohne relevantes „Eigengewicht“ 
 
Die Neuordnung des UKSH sah eine holdingartige Struktur mit starken 
und teilautonomen Standorten vor.4 Der Vorstand des UKSH sollte in die
ser Struktur eher koordinierend wirken. An den beiden Standorten in Kiel 
und Lübeck sind die neu geschaffenen Campusdirektionen jeweils zustän
dig und verantwortlich für die Sicherstellung von FuL und Krankenversor
gung auf universitärem Niveau.5  

  

                                                      
1  Wissenschaftsrat, Stellungnahme zur Weiterentwicklung der Universitätsmedizin in 

Schleswig-Holstein, Drucksache 1416-11 vom 08.07.2011, Landesrechnungshof Schles
wig-Holstein, Sonderbericht 2011 „Die schleswig-holsteinische Hochschullandschaft und 
ihre Finanzierung“, Nr. 16.7. 

2  Gesetz zur Neuordnung der Hochschulmedizin vom 14.03.2017, GVOBl. Schl.-H. 2017, 
S. 142. 

3  LT-Drs. 18/4813, S. 30. 
4  LT-Drs. 18/4813, S. 2. 
5  § 88a HSG. 
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Als Wissenschaftliche Direktoren und Sprecher dieser beiden mehrköpfi
gen Leitungsorgane1 spielen der Dekan MF Kiel und der VP Medizin 
Lübeck hierbei eine hervorgehobene Rolle. 
 
In der Praxis ist das Ziel einer holdingartigen Struktur aber verfehlt wor
den. Als Entscheidungsgremien haben die Campusdirektionen im neuen 
Organisationsgefüge des UKSH bisher kaum Eigengewicht entwickelt. Die 
Sitzungen werden primär für informelle Abstimmungen untereinander und 
zum laufenden Informationsaustausch genutzt. Für gemeinsame Entschei-
dungen gibt es kaum Bedarf, denn die Zuständigkeiten der Mitglieder sind 
genau untereinander aufgeteilt. Dabei haben die Campusdirektionen nicht 
einmal über diese Aufgabenteilung selbst entschieden: Obwohl die innere 
Ordnung der Campusdirektionen nach dem HSG eigentlich von diesen 
selbst geregelt werden soll,2 werden die Einzelzuständigkeiten bereits 
detailliert von der Hauptsatzung des UKSH vorgegeben. Im Ergebnis ver
walten die Mitglieder der Campusdirektionen ihre eigenen Verantwortungs-
bereiche (ärztlich, kaufmännisch, Pflege, Wissenschaft) weitgehend allein 
und unabhängig voneinander. Sie fungieren eher als Verwaltungseinheiten 
unter zentraler Leitung des UKSH-Vorstands. Ob es mit den jetzigen 
Strukturen gelingt, die mit der Umstrukturierung beabsichtigte differen-
zierte Entwicklung beider Standorte zu verwirklichen, ist fraglich. 
 
Das UKSH, die Universität Kiel und die Universität Lübeck sind der Auf
fassung, dass die Rolle der Campusdirektionen nicht ausschließlich 
anhand ihrer formellen Entscheidungsmacht bewertet werden sollte. Durch 
Teilnahme von Mitgliedern der Campusdirektionen an den wöchentlichen 
Vorstandssitzungen würden die Belange der Campi stets berücksichtigt. 
Zudem wird in der Stellungnahme darauf verwiesen, dass die Begutach
tung durch den Wissenschaftsrat 2022 die Vorteile der zentralen Wahr
nehmung bestimmter Aufgaben bestätigt hat. 
 
Der LRH bestreitet nicht, dass die Campusdirektionen für den Austausch 
und die Koordination innerhalb des UKSH nutzbringend sind. Er stellt 
lediglich fest, dass es offenbar nicht gelungen ist, die Campusdirektionen 
als Spitze starker und teilautonomer Standorte zu etablieren. Diese neh
men gegenüber dem Vorstand lediglich eine zuarbeitende Rolle ein. Wenn 
auf Basis neuerer Erkenntnisse die Strukturen anders gestaltet werden, 
muss dies auch von der Rechtslage abgebildet werden. 
 

  

                                                      
1  § 88b Abs. 1 HSG. 
2  § 88b Abs. 2 HSG. 
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21.3 Rolle und Aufgaben der Vorstandsmitglieder für Forschung und 
Lehre sind unklar 
 
In der geänderten Struktur der klinischen Medizin ist der erweiterte UKSH-
Vorstand von besonderer Bedeutung. Die Einbindung des Dekans MF Kiel 
und des VP Medizin Lübeck in den UKSH-Vorstand bedeutet für diese 
mehr Verantwortung, aber auch deutlich mehr und schnellere wechsel-
seitige Information. Der LRH hat den Eindruck gewonnen, dass die 
dadurch erreichte Nähe zwischen Hochschule und Krankenversorgung als 
gewinnbringend wahrgenommen wird. Soweit für den LRH erkennbar, 
funktioniert die Zusammenarbeit ohne größere Probleme. Die vom HSG 
für mögliche Konflikte im Vorstand vorgesehenen Eskalationsregeln1 sind 
bisher nicht zum Tragen gekommen. 
 
Was aber heißt das im Hinblick auf die mit der gesetzlichen Neuordnung 
verfolgten Ziele? Haben die FuL-Vorstände mit ihren bisherigen Aktivitäten 
die an sie gestellten Erwartungen erfüllt? Konnten die Belange von FuL 
durch ihre Einbindung im UKSH-Vorstand tatsächlich gestärkt werden?  
 
Die Beantwortung dieser Fragen ist tatsächlich nicht möglich, da schon 
nicht geklärt ist, welche konkreten Aufgaben die FuL-Vorstände am UKSH 
überhaupt zu erfüllen haben. Weder das HSG noch die mit den FuL-
Vorständen geschlossenen Anstellungsverträge regeln ihre spezifischen 
Aufgaben. Ohne jede Konkretisierung sind sie im UKSH allgemein für FuL 
zuständig - und dies obwohl die wissenschaftliche Tätigkeit am UKSH 
allein durch Personal der Universitäten erbracht wird.2 
 
Es dauerte fast 2 Jahre, bis in einer neugefassten Hauptsatzung des 
UKSH die Aufgaben der FuL-Vorstände definiert wurden. Das Ergebnis 
überzeugt dennoch nicht. Was dort sehr detailliert geregelt worden ist, sind 
keine UKSH-Aufgaben. Bei den in der aktuellen Hauptsatzung des UKSH 
verankerten FuL-Zuständigkeiten handelt es sich durchweg um Aufgaben, 
die im Zuständigkeitsbereich der kooperierenden Hochschulen liegen. 
Dass diese Aufgaben vom Vorstand des UKSH wahrgenommen werden 
sollen, sieht das Gesetz nicht vor. Soweit die FuL-Vorstände diese Auf-
gaben tatsächlich wahrnehmen, sind sie hierzu nur in ihrer Hochschulrolle 
berechtigt: als Dekan MF Kiel oder als VP Medizin Lübeck. Auch die 
administrative Unterstützung, die die FuL-Vorstände bei der Wahrneh
mung „ihrer“ FuL-Aufgaben erhalten, wird von den Hochschulen selbst 
geleistet. Was also bleibt an „echten“ FuL-Aufgaben der Vorstände im 
UKSH? 

  

                                                      
1  § 87a Abs. 4 S. 6, § 86a Abs. 2 und 3 HSG. 
2  § 91 Abs. 4 Satz 1 HSG. 
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Im Geschäftsbetrieb des UKSH besteht die Tätigkeit der FuL-Vorstände in 
der Mitarbeit im Gesamtvorstand, insbesondere durch Mitwirkung an 
gemeinsamen Beschlüssen. Die Hauptsatzung des UKSH sieht für den 
Vorstand eine Vielzahl gemeinsamer Zuständigkeiten vor und bindet damit 
auch die FuL-Vorstände in signifikantem Umfang in die Gesamtverantwor
tung für das UKSH mit ein. Unter dem Aspekt „Stärkung von Forschung 
und Lehre im UKSH“ wäre es von erheblicher Bedeutung, wenn sie dabei 
wenigstens die Interessen ihrer Hochschule vertreten dürften. Dass eine 
solche spezifische Interessenvertretung gewollt war, klingt in der Begrün
dung des Gesetzentwurfs deutlich an. Auf Vertreter der Hochschulen im 
Aufsichtsrat des UKSH ist verzichtet worden, „da die Hochschulen nun
mehr im Vorstand durch ihre Dekaninnen oder Dekane vertreten werden“.1 
 
Im aktuellen Gesetzestext ist ein Mandat der FuL-Vorstände zugunsten 
ihrer Hochschule allerdings überhaupt nicht vorgesehen. Nach dem Wort
laut des Gesetzes sind sie ohne Bezug auf eine der beiden Hochschulen 
allgemein für FuL zuständig.2  
 
Als Vorstandsmitglied sind sie den im Gesetz verankerten „zentralen Zie
len des Klinikums“ verpflichtet.3 Eigene Ziele der Universitäten dürfen bei 
Entscheidungen im UKSH demnach keine Rolle spielen. Die Arbeit der 
FuL-Vorstände wäre allein an den Zielen des UKSH zu messen. Nimmt 
man die Begründung der Gesetzesnovelle 2017 als Maßstab, war dies 
allerdings nicht die Intention des Gesetzgebers. 
 
Zu einem anderen Ergebnis könnte man kommen, wenn man die UKSH-
Aufgaben von vornherein als integralen Teil der Hochschulämter interpre
tiert. Wenn ein FuL-Vorstand auch innerhalb des UKSH gleichzeitig immer 
als Dekan MF Kiel oder VP Medizin Lübeck agierte, würde er die Interes
sen seiner Hochschule auch ohne einen besonderen gesetzlichen Auftrag 
vertreten. Dies hätte tatsächlich eine deutliche Stärkung der Hochschul-
interessen innerhalb des UKSH zur Folge. Allerdings würden sich bei einer 
solchen Auslegung des Gesetzes schwierige Folgefragen ergeben. 
 
Wie wäre die Wahrnehmung der Hochschulinteressen mit den sonstigen 
Pflichten als Mitglied des UKSH-Vorstands in Einklang zu bringen? Aus 
Sicht der Universitäten wäre zudem fraglich, wie die hochschulinterne 
Transparenz und Zuständigkeiten gewahrt werden können, wenn im 
UKSH-Vorstand über FuL-relevante Fragen entschieden werden soll. 
Hätte der Hochschulvertreter im UKSH-Vorstand eine Weisung der Hoch-
schule zu beachten? Zu diesen Aspekten schweigt das aktuelle HSG. 

                                                      
1  LT-Drs. 18/4813, S. 40. 
2  § 87a Abs. 1 S. 1 Nr. 4 HSG. 
3  § 83 Abs. 3 HSG. 
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Damit bleibt ein wesentlicher Punkt der Novellierung unklar: Inwieweit dür
fen die FuL-Interessen der Hochschulen über die FuL-Vorstände tatsäch
lich in die Entscheidungen des UKSH hineinwirken, sodass im Ergebnis 
die Interessen des UKSH hinter denen der Hochschulen zurückstehen? 
 
Das UKSH, die Universität Kiel und die Universität Lübeck sehen in der 
aktuellen gesetzlichen Ausgestaltung der Vorstandsämter kein Problem. 
Dekan MF Kiel und VP Medizin Lübeck vereinten in sich je beide Aufga
ben: die Vertretung der Medizin in ihren jeweiligen Hochschulen und die 
Aufgaben als Vorstandsmitglieder für FuL. Diese in Personalunion wahr
genommenen Aufgaben würden sich in weiten Teilen inhaltlich über
schneiden. Diese Konstruktion sei bewusst so gewählt. Hinsichtlich der 
Aufgaben der Vorstandsmitglieder für FuL sei die Hauptsatzung des UKSH 
einschlägig. 
 
Das Wissenschaftsministerium sieht es als selbstverständlich an, dass 
die von der Hochschule entsandten Vorstände Forschung und Lehre ihrer 
Universität im UKSH vertreten. Mit der Übernahme des Amts des Dekans 
MF Kiel bzw. des VP Medizin Lübeck gehöre die Vorstandstätigkeit zur 
Dienstaufgabe. Allerdings sei das UKSH als einziger Maximalversorger für 
die Krankenversorgung in Schleswig-Holstein von besonderer Bedeutung. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung: Die gesetzlichen Regelungen und 
die gelebte Praxis passen nicht zusammen. Die rechtssichere Klärung der 
Rolle der FuL-Vorstände ist daher erforderlich. 
 
In jedem Fall dürfen im Rahmen der Vorstandsverträge wie auch in der 
Hauptsatzung nur Aufgaben für die Vorstände vorgesehen werden, die 
das HSG dem UKSH und nicht ausschließlich den Hochschulen zuweist. 
Nur so ließe sich eine Rollenklarheit, vor allem auch in Haftungsfragen, 
schaffen. 
 

21.4 Kostenbelastung durch Vorstandsverträge: Mehrwert für Forschung 
und Lehre? 
 
Die Ämter als Dekan MF Kiel und VP Medizin Lübeck sind nach dem 
novellierten HSG hauptamtliche Tätigkeiten. Das schleswig-holsteinische 
Besoldungsrecht sieht für beide Ämter eine Besoldung nach W 3 oder ein 
entsprechend vergütetes privatrechtliches Dienstverhältnis vor. Zusätzlich 
können Leistungsbezüge gewährt werden. Im Gesetzentwurf von 2016 
waren für die Vergütung der beiden neuen Hochschulämter zusammen 
jährlich ca. 240.000 € eingeplant. Ergänzend ist zu erwähnen, dass die 
Betroffenen nicht parallel als Chefarzt oder Klinikdirektor beschäftigt wer
den können.  
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Tatsächlich sind die Kosten deutlich höher. Der Grund hierfür ist allerdings 
nicht die Vergütung der Hochschulämter. Ursache für die sehr viel höheren 
Kosten ist der Umstand, dass mit dem Dekan MF Kiel und dem 
VP Medizin Lübeck jeweils zusätzliche Anstellungsverträge für ihre Tätig
keit im UKSH-Vorstand geschlossen worden sind. 2023 beliefen sich die 
zusätzlichen vertraglichen Vergütungen für beide FuL-Vorstände 
zusammen in Summe auf 338.000 €. Diese Beträge belasten die Budgets 
der Hochschulen für FuL in der klinischen Medizin zusätzlich in voller 
Höhe, da diese Gehälter aus dem Landeszuschuss genommen werden. 
 
Es ist ungeklärt, mit welchem inhaltlichen Mandat die FuL-Vorstände im 
UKSH tätig sind (vgl. Tz. 21.3). Einer Belastung der FuL-Budgets der 
Hochschulen mit der Vorstandsvergütung sollte ein praktischer Nutzen für 
FuL der jeweiligen Hochschule gegenüberstehen. Erschöpfte sich die  
Tätigkeit der FuL-Vorstände allein darin, die Beschlüsse des Gesamtvor
stands mitzutragen, würde sich nicht nur die Frage stellen, ob hierfür die 
Schaffung zusätzlicher Vorstandsämter nötig war. Fraglich wäre dann 
auch, ob bei einem solchen Verständnis der Vorstandsrollen eine signi-
fikante Stärkung von FuL erreicht werden kann. 
 
Das Finanzministerium hält es für zwingend erforderlich, dass die 
Gewährträgerversammlung auch mit diesen Vorstandsmitgliedern Anstel
lungsverträge abschließt. Allerdings sei die hierfür zuständige Gewährträ
gerversammlung bei der Bestellung gesetzlich an die Entscheidung der 
jeweiligen Hochschulen gebunden. Vor diesem Hintergrund bestehe kaum 
Spielraum in den Verhandlungen mit den von den Hochschulen bestimm
ten Personen.  
 
Nach Auffassung des UKSH, der Universität Kiel und der Universität 
Lübeck sind die Vergütungen für die FuL-Vorstände am UKSH nicht zu 
hoch. Sie lägen im Bereich der Vergütungen von Vorstandsmitgliedern für 
FuL an anderen Universitätsklinika. Geringere Vergütungen würden die 
Rekrutierung von geeigneten Persönlichkeiten erschweren oder sogar 
unmöglich machen. 
 
Der LRH betont, dass im Gesetz für die Neuordnung der Hochschulmedi
zin zusätzlich vergütete Anstellungsverträge nicht erwähnt werden. Auch 
wenn diese Zusatzverträge geboten sein sollten, sollten diese zunächst 
mit konkreten Aufgaben im HSG verankert werden. Diese Aufgaben müs
sen von den Zuständigkeiten abgrenzbar sein, die aus dem jeweiligen 
Hochschulamt erwachsen. Die Höhe der Vergütungen in den beiden 
Ämtern muss dabei dem jeweiligen Aufgabenumfang entsprechen.  
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21.5 Risiken und Nebenwirkungen der aktuellen Praxis 
 
Die gesonderte Anstellung als Vorstand neben dem Hochschulamt mag 
grundsätzlich geeignet - aus Sicht des UKSH als Unternehmen mög-
licherweise sogar geboten - sein, um in Fragen von Vergütung, Haftung 
und Loyalität klare Verhältnisse zu schaffen. Da allerdings die Schnittstel
len zu den Hochschulämtern wie vorstehend beschrieben in der Auf-
gabenwahrnehmung ungeklärt sind, gelingt dies im Fall der FuL-Vorstände 
am UKSH nicht. Wichtige praktische Fragen bleiben unbeantwortet. 
Sowohl für die handelnden Personen als auch für die beiden Universitäten 
und das UKSH bringt die unklare Rolle der FuL-Vorstände nicht unerheb-
liche Risiken mit sich. 
 
Nicht geklärt ist z. B. schon die Frage, ob und inwieweit der Dekan MF Kiel 
und der VP Medizin Lübeck im Verhältnis zu ihrer Hochschule Verschwie
genheit über die im Vorstand des UKSH erlangten, unternehmensinternen 
Kenntnisse zu wahren haben, auch wenn sie die klinische Ausbildung oder 
Forschungsbelange unmittelbar betreffen könnten. 
 
Offen ist zudem, wer die FuL-Vorstände im Falle geplanter oder auch 
unvorhergesehener Abwesenheiten korrekterweise vertritt. Für die Hoch
schulämter sieht das Gesetz eine hochschulinterne Vertretung nach den 
für die Hochschule geltenden Regelungen vor.1 Im UKSH-Vorstand ist 
demgegenüber eine wechselseitige Vertretung der FuL-Vorstände unterei
nander vorgesehen. Kritisch kann sich dies insbesondere im wichtigen 
Bereich der Mittelbewirtschaftung auswirken. 
 
Das UKSH hat dem Gesetz nach die Aufgabe, die Mittel aus dem Landes
zuschuss für FuL in der klinischen Medizin zu verwalten.2 Die Hauptsat
zung des UKSH weist den FuL-Vorständen hierbei maßgebliche Zustän
digkeiten zu. Dies ist problematisch, denn zur Verwendung des Landes-
zuschusses trifft das HSG eine eindeutige Regelung: Allein der Dekan 
MF Kiel und der VP Medizin Lübeck entscheiden für ihre Hochschulen 
über die Verwendung der Mittel.3 
 

  

                                                      
1  § 30 Abs. 5 S. 1 HSG. 
2  § 8a HSG. 
3  §§ 8a Abs. 4, 18 Abs. 2 Satz 4, 24 Abs. 4 HSG. 
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Fällt einer der beiden aus - möglicherweise in einer Phase kritischer 
Haushaltsfragen -, obliegt die Entscheidung über die Verwendung der Mit
tel für FuL nach den derzeit geltenden Regelungen dem jeweils anderen 
FuL-Vorstand. Und dies, obwohl dieser kein Hochschulmitglied, sondern 
Amtsträger in einer konkurrierenden Hochschule ist und es sich nach dem 
Gesetz um eine originäre Hochschulkompetenz handelt. Dies darf nicht 
sein. 
 
In diesem Sachverhalt zeigt sich aus Sicht des LRH mit besonderer Deut
lichkeit der gesetzgeberische Handlungsbedarf. Die zentralen Fragen, in 
wessen Namen, mit welchem Mandat und welchen Aufgaben die FuL-
Vorstände im UKSH tätig sein sollen, dürfen nicht Gegenstand kompli-
zierter Normauslegungen und sich möglicherweise anschließenden  
Haftungsfragen sein. Diese Grundsatzfragen müssen vom Gesetzgeber 
selbst klar beantwortet werden. Das aktuelle HSG gibt diese Antworten 
nicht, jedenfalls nicht widerspruchsfrei. 
 
Der LRH sieht das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) in der 
Verantwortung, die aktuellen Regelungen zu überprüfen und dem Landtag 
einen Entwurf für eine Gesetzesänderung vorzulegen. Dabei muss im 
Rahmen der Novellierung auch erneut geprüft werden, in welchem 
Umfang die Belange von FuL gestärkt werden können und sollen. Der Fo
kus sollte sich auf Klarheit, Rechtssicherheit und nicht zuletzt auch Wirt
schaftlichkeit richten. Zumindest sollte es die Rechtslage in Einklang mit 
der gelebten Praxis bringen. 
 
Nach Auffassung des UKSH, der Universität Kiel und der Universität 
Lübeck ist die Frage der Verschwiegenheit eindeutig geregelt: Aufgrund 
der unterzeichneten Anstellungsverträge seien die FuL-Vorstände zur Ver
schwiegenheit gegenüber jedermann verpflichtet. In der Frage der Vertre
tung der FuL-Vorstände untereinander habe es bisher keine Probleme 
gegeben.  
 
Auch das Wissenschaftsministerium geht davon aus, dass die FuL-
Vorstände umfassend zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Sofern 
Forschung und Lehre von Angelegenheiten im UKSH betroffen seien, 
müssten die FuL-Vertreter allerdings „eine Position entwickeln, die auch 
hochschulintern besprochen werden kann“. Man werde den Hinweis des 
LRH aber aufgreifen und den Vorstand bitten, zu prüfen, ob bei Vorliegen 
bestimmter Bedingungen und nur in bestimmten Bereichen die FuL-
Vorstände von der Verschwiegenheitsverpflichtung in Vorstandsangele
genheiten ausgenommen werden könnten. 

  



194 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Das Wissenschaftsministerium räumt zudem ein, dass im Hinblick auf die 
Ausgestaltung der neu geschaffenen Vorstandsämter gewisse gesetzliche 
Anpassungen im HSG notwendig sein könnten. Regelungsbedarf sieht es 
jedenfalls hinsichtlich der vom LRH kritisierten Vertretungsregelungen. Im 
Zuge der anstehenden HSG-Novelle werde das Wissenschaftsministerium 
hierzu eine Regelung treffen.  
 
Der LRH erkennt die Absicht des Wissenschaftsministeriums an, bei Ver
tretungsregelungen und Verschwiegenheitspflichten nachzubessern. Dies 
reicht jedoch zur Lösung der Gesamtproblematik nicht aus. Maßstab muss 
eine rechtssichere und konsistente Handhabung aller angesprochenen 
Aspekte sein. Dieser Zustand ist zurzeit nicht gegeben. 
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